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B e a n t w 0 r tun g 
der Anfrage der Abgeordneten Dr. WIESINGER 
und Genossen an den Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz betreffend Sr­
richtung von zusätzlichen zahnärztlichen 

Ausbildungsstellen (Nr.1280/J) 

In der gegenständlichen Anfr~ge werden folgende Fr~­
gen gestellt: 

"1) Welche f/laßnahmen sind bisher in Verfolgung der 

einstimmig angenommenen Entschließung des Nationalrates 
vom 20. Jänner 1981 zur Errichtung zusätzlicher Zahnärzte­

ausbildungsstell~n getroffen worden? 

2) Bis wann kann mit den ersten Absol-renten der zu­
sätzlichen Zahnärzteausbildungsstellen in Vlagenfurt, Linz 

und Salzburg gerechnet werden?" 

In Beantwortung dieser Anfrage teile ich mit: 

Vorweg möchte ich festhalten, daß wie bekannt die Aus­
bildung von Fachärzten für Zahn-, Mund- und "tfieferheilkunde 
einschließlich der Errichtung und ~lhrung von Ausbildungs­
einrichtungen auf diesem Gebiet in den Vompetenzbereich des 
Bundesministeriums für 'Nissenschaft und Forschung fallen. 
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Ungeachtet dessen bin ich im Interesse der Sicherung 
einer hinreichenden zahnärztlichen Versorgung der Bevölkerung 
naturgemäß um die Schaffung der hiefür notwendigen Ausbil­

dungseinrichtungen besonders bemüht. 
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Seitens des Bundesministeriums für Gesundheit und Um­
weltschutz werden daher die diesbezüglichen Bemühungen des 

Bundesministeriums für ','iissenschaft und Forschung voll 
unterstützt. 

In Verfolgung dieser Bemühungen wurde die Vapazität der 
Universi tätszahnkliniken in 'Nien, Graz und Innsbruck syste­

matisch erweitert. Dadurch konnte die Zahl der Ausbildungs­

stellen für Zahnärzte von insgesamt 200 im Jahr 1974 auf 

251 im Jahre 1981 gesteigert werden. 

Bezüglich einer weiteren Vermehrung der AusbildungspLitze 

ist von nachstehenden Üoerlegungen auszugehen: 

Einerseits ist an den drei angeführten Standorten ','lien, 

Graz und Innsbruck eine solche Vermehrung erst nach Erricht~ng 

bereits vorgesehener Neubs.ut en OZ"N. Neuunterbringung mög.~ i eh. 

Andererseits ist mit Rücksicht auf die notwendige räumliche, 

sachliche und personelle Ausstattung die Errichtung zahn­

ärztlicher Ausbildungsstätten auf begrenzte Zeit - auch die 

Entschließung des Nationalrates vom 200 Jänner 1981 anerkennt 

die notwendige Einschränkung "sowei t und solange ein der­

artiger Bedarf besteht" - ohne sehr beträchtlichen verlorenen 

Aufwand nicht denkbar. 

Aus den obangeführten Überlegungen ist das Bundesmini­

steriurn für ',vissenschaft und Forschung daher schon vor 
längerem mit den ~rankenansta1tentr~gern in Linz und Salzburg 
in Kontakt getreten, ~~ die realen Möglichkeiten der Errichtung 
von Zahnkliniken als Außenstellen der bestehenden Universitäts~ 

zahnkliniken zu prüfen. Die diesbezüglichen Gespräche sind 

derzeit noch im Gange. 

Schließlich sei noch er-:Ii}-l..nt, daß die :.Jislozierung ~rQn 

Teilen der Ausbildung (n 3..genf'J.rt, St. P,':H ten, Feldki reh) 

gleichf3.11s geprüft, I edoch :nl t ::icksicht auf den A'J.f'o2.U 

des Studiums, das sehr ~onzentriert ist, für nicht ziel­

führend befunden ·,vurde. 
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